Ants-BDlatt 
der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt O. 


W 6. Frankfurt a. O., den 6. Februar 1867. 
Zu den Wahlen. 


Am 12. Februar, — alſo am Dienſtag in der kommenden Woche — ſollen die Abgeordneten zum 
Norddeutſchen Reichstage gewählt werden. N 

Jeder gute Preuße, der das Recht zum Wählen hat, (und das beſitzt jeder unbeſcholtene Mann 
don mindeſteus 25 Jahren) wird es als eine heilige Pflicht erachten, auch wirklich zur Wahl zu 
all, um dem König das große Werk vollbringen zu helfen, das er mit Hülfe ſeines Volkes voll⸗ 

ringen will. a 

Mit Hülfe ſeines Volkes — ſo iſt es von vorn herein ausdrücklich verkündigt worden, und ſo 
allein kann es gelingen, deshalb muß auch jeder im Volke, der es ernſt und treu mit ſeiner Pflicht 
nimmt, zum Gelingen eifrig mit Hand anlegen. 

Viele werden auch jetzt wieder meinen: unſer König und ſein erſter Miniſter Graf Bismarck 
hätten ja bisher Alles ſo über alles Erwarten glorreich und glücklich durchgeführt, daß man ihnen 
auch alles Weitere mit vollem Vertrauen überlaſſen könne, darum fel es nicht nöthig, erſt noch viel mit drein 
zu ſprechen. Aber wer ſo denkt, und deshalb nicht zur Wahl gehen wollte, der würde aus vermeint⸗ 
licher Treue und aus lauter Vertrauen ſeine Pflicht gegen König und Vaterland verſäumen und 
dazu mit beitragen, daß diejenigen, welche ganz andere Abſichten haben, bei den Wahlen die Ober⸗ 
hand gewinnen und der Ausführung der Gedanken und Pläne des Königs neue Schwierigkeiten bereiten. 

Im Vertrauen auf die offene Zuſtimmung und den thatſächlichen Beiſtand ſeines Volkes hat unſer 
König ſeinerſeits die großen Aufgaben für Deutſchlands Einigung in die Hand genommen; er hat 
darauf gerechnet, daß alle diejenigen, welche ihm Treue und Hingebung bewähren wollen, dies durch 
die Wahl gleichgeſinnter Abgeordneten thun, damit er den Plan des Norddeutſchen Bundes in voller 
Gemeinſchaft mit dem Reichstage gegen alle Widerſacher raſch und kräftig durchführen könne. Des 
Königs Vertrauen zu ſeinem Volke würde getäuſcht und ſeine Hoffnung vereitelt werden, wenn die⸗ 
jenigen, die ſeiner Weisheit und ſeiner landesväterlichen Fürſorge vertrauen, am Wahltage zu Hauſe 
bleiben und den Andersdenkenden das Feld überlaſſen wollten. Sie würden damit nimmer bewirken, 
daß der König und feine Miniſter die große Aufgabe allein durchführen könnten, vielmehr würden fie 
es mitverſchulden, daß möglicher Weiſe Abgeordnete zum Reichstage gewählt würden, welche die Ab- 
ſichten der Staatsregierung im Verein mit Preußens Widerſachern zu durchkreuzen bedacht wären, blos 
weil die Regierung in dieſem oder jenem Punkte ihren beſonderen Meinungen nicht zu Willen wäre. 
Wer alfo dem König wirklich Treue und Vertrauen beweiſen will, der darf nicht die Hände 
in den Schooß legen, ſondern er muß am Wahltage ſeine Pflicht gegen König und Vaterland mit 
der That erfüllen. 

Gegen König und Vaterland; denn bei der Treue und Hingebung für den König handelt es 
I usleich ſehr entſchieden um das Heil des Vaterlandes und um den Vortheil des ganzen 

olkes. 


Selten hat eine Regierung ein Werk unternommen, bei welchem mit der Größe und Ehre des 
Ganzen das Wohl der einzelnen Unterthanen ſo klar und unmittelbar verknüpft war. 

Die Einbeit von Dreißig Millionen Deutſcher iſt ja ſeit alten Zelten eine Sache des geiſtigen 
Sehnens unſeres Volkes geweſen, nicht blos um der äußeren Macht und Geltung willen, ſondern alle 
Kreiſe des Volkes werden, wenn das Werk nach den Abſichten des Königs gelingt, ſchon in Kurzem 
der reichen Segnungen und Vortheile deſſelben theilhaftig werden. 

Mit der wachſenden Macht des geeinigten Staatsweſens wird die Sicherheit Preußens und 
t ne gegen fremde Kriegsluſt die Sicherheit eines ſegensreichen, nährenden Friedens er⸗ 

n. 
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Während aber unſere Machtſtellung geſteigert wird, ſoll doch die Militairlaſt für uns Preußen 
vermindert werden: alle Norddeutſchen werden die Wehrpflicht und die Koſten des Heeres fortan 
mit uns theilen und demzufolge wird die Dienſtpflicht in dem größeren Verbande nach wenigen Jah⸗ 
ren um 6 bis 7 Jahre verkürzt werden können. 

Die Einigung und mächtige Zuſammenfaſſung aller Kräfte Norddeutſchlands auf dem reichen 
Gebiete von Handel und Gewerbe, von Schifffahrt, Eiſenbahnen und allen Verkehrsmitteln, die 
unbedingte Freizügigkeit und die Abſchaffung aller Hemmniſſe des freien Gewerbebetriebes werben, 
fo Gott will, in Kurzem ein herrliches Aufblühen von Handel und Wandel eine leichtere und höhere 
Verwerthung aller Erzeugniſſe der Landwirthſchaft, wie des Kunſtfleißes herbeiführen. 

Auch unſere deutſchen Brüder in fremden Ländern werden den Schutz und Beiſtand eines mäch- 
tigen und GE Vaterlandes erfahren und dankbar empfinden. 

Das find die hohen Güter, die unſerm Volke zufallen ſollen, wenn der Norddentſche Bund 
huet wo die Gelegenheit ſo günſtig iſt, wie noch niemals, raſch und kräftig in's Leben gerufen 
wird. 

Dazu ſollen alle guten Preußen dem Könige helfen; deshalb erfüllen ſie eine Pflicht auch gegen 
das Vaterland und gegen ſich ſelbſt, wenn ſie am 12. Februar zur Wahlurne gehen und zur Wahl 
eines Abgeordneten mitwirken, dem es voller Ernſt damit iſt, die Staats regierung bei der Durchfüh⸗ 
rung ihrer großartigen und wohlthätigen Pläne entſchieden zu unterſtützen. 

Wer am Wahltage ſeine Pflicht verſäumt oder wer ſeine Stimme einem Abgeordneten giebt, dem 
es nicht auf Einigkeit mit der Staatsregierung, zur raſchen Verwirklichung des großen Werkes, ſondern 
auf allerlei Fragen und Vorwände des Parteiweſens ankommt, — der nimmt die Schuld mit auf 
ſich, daß das Höchſte, was Preußens Könige jemals für das preußiſche und deutſche Volk unter⸗ 
nommen haben, möglicher Weiſe ſcheitert und mißlingt. 3 

Ueberall iſt bekannt und offenkundig, welcher von den Wahlcandidaten beſtimmt und entſchieden 
zur Regierung des Königs ſteht, welcher nicht. 

Jeder, dem Preußens Ehre und Wohl am Herzen liegt, möge unbeirrt durch Zweifel und 
Vorſpiegelungen des Parteiweſens ſeine Stimme nur einem Manne geben, von dem er ſicher 
iſt, daß er den König und feine Regierung gegen alle Widerſacher kräftig unterſtützen will. 

it Gott denn zur Wahl, es gilt der Sache des Königs und zugleich der Größe und dem 
herrlichen Gedeihen des Vaterlandes. 


Gefeg- Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten pro 1867. 


Nr. 4 enthält: (Nr. 6508.) Geſetz, betreffend die Verleihung von Dotationen in Anerkennung hervor⸗ 
ragender, im letzten Kriege erworbener Verdienſte. Vom 28. Dezember 1866. 

(Nr. 6509.) Geſetz, betreffend die Abänderung des §. 6 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 über 
die anderweite Regelung der Grundſteuer und die Uebernahme der Grundſteuer⸗Veranlagungs⸗ 
koſten auf die Staatskaſſe. Vom 7. Januar 1867 

(Nr. 6510.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer Eiſen⸗ 
bahn von Ehrenbreitſtein, im Anſchluſſe an die Coblenzer Eiſenbahnbrücke und an die Bahn 
nach Oberlahnſtein, nach Siegburg zum Anſchluß an die Cöln⸗Gießener Bahn mit dem Rechte 
einer Abzweigung nach Bonn mittelſt Trajekts zum Anſchluß an die linksrheiniſche Eiſenbahn 
durch die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft und einen Nachtrag zum Statut der letzteren. Vom 
24. Dezember 1866. 

(Nr. 6511.) Bekanntmachung der von beiden Häuſern des Landtags ertheilten Genehmigung 
zu der Verordnung vom 12. Mai 1866 (Geſetz⸗Sammlung S. 225) über die vertragsmäßigen 
Zinſen. Vom 2. Januar 1867. 

(Nr. 6512.) Allerhöchſter Erlaß vom 2. Januar 1867, betreffend die Uebertragung der von be 
vormaligen Ober⸗Hofmarſchall⸗Amte zu Hannover bisher ausgeübten freiwilligen Gerichtsbarkeit 
auf die ordentlichen Gerichte. 

(Nr. 6513.) Allerhöchſter Erlaß vom 17. Januar 1867, betreffend die Zuständigkeit der Behörden 
und das Verfahren bei Anſtellung und Entlaſſung der Beamten in den der Preußiſchen Mo⸗ 
narchie nen einverleibten Landestheilen. 
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(Nr. 6514.) Verordnung, betreffend die Publikation der Bank⸗Ordnung vom 5. Oktober 1846 
und des dieſelbe ergänzenden Geſetzes vom 7. Mat 1856 in den Herzogthümern Schleswig und 
Holſtein. Vom 17. Januar 1867. 
Nr. 5 enthält: (Nr. 6515.) Verordnung, betreffend die Feſtſtellung des Finanz⸗Etats für das Gebiet des 
ehemaligen Königreichs Hannover auf das Jahr 1867. Vom 10. Januar 1867. 
(Nr. 6516.) Verordnung, betreffend die Abänderung des §. 10 des Hannoverſchen Geſetzes vom 
13. Juni 1865, über die Verwendung der Betriebs⸗Ueberſchüſſe der Eiſenbahnen. Vom 10. 
Januar 1867. 
(Nr. 6517.) Verordnung, betreffend die Führung der Preußiſchen Landesflagge von den Seeſchiffen 
des vormaligen Königreichs Hannover, die Eintragung dieſer Schiffe in das Schiffsregiſter und 
die von ihnen zu führenden Regiſter⸗Certifikate. Vom 4. Januar 1867. 
Nr. 6 enthält: (Nr. 6518.) Verordnung, betreffend die Feſtſtellung des Finanz⸗Etats für das Gebiet des 
ehemaligen Kurfürſtenthums Heſſen auf das Jahr 1867. Vom 17. Januar 1867. 
(Nr. 6519.) Verordnung, betreffend die Feſtſtellung des Finanz⸗ Etats für das Gebiet der ehe⸗ 
maligen Landgrafſchaft Heſſen⸗Homburg auf das Jahr 1867. Vom 17. Januar 1867. 
(Nr. 6520.) Verordnung, betreffend die Feſtſtellung des Finanz- Etats für die Herzogthümer 
Schleswig und Holſtein auf das Jahr 1867. Vom 17. Januar 1867. 
(Nr. 6521.) Allerhöchſter Er aß vom 9. Januar 1867, betreffend die Konſtituirung der mit 
805 1. Januar 1867 proviſoriſch eingerichteten Ober⸗Telegraphen ⸗Inſpektionen als öffentliche 
ehörden. 
(Nr. 6522.) Allerhöchſter Erlaß vom 17. Januar 1867, betreffend die in dem Gebiete des ehe⸗ 
maligen Herzogthums Naſſau für das Jahr 1867 zu erhebenden direkten Staatsſteuern. 
(Nr. 6523.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der Statut» Aenderungen 
der Niederrheiniſchen Güter⸗Aſſekuranz⸗Geſellſchaft zu Weſel und beziehungsweiſe des mit der⸗ 
ſelben verbundenen Rückverſicherungs⸗Vereins in Weſel. Vom 17. Januar 1867. 
Nr. 7 enthält: (Nr. 6524.) Allerhöchſter Erlaß vom 12. Dezember 1866 nebſt Tarif, nach welchem 
die Schifffahrtsabgaben in der Stadt Elbing zu erheben ſind. 


Bekanntmachung des Königlichen Ober⸗Präſtdiums der Provinz Brandenburg. 

„Durch Beſchluß des Neumärkiſchen Communal⸗Landtages vom 16. November v. J. find die für die 
Einlieferung von Bettlern und Vagabonden ꝛc. in die Landarmen⸗Anſtalt zu Landsberg a. W. fortan zu 
liquidirenden Koſten anderweit wie folgt feſtgeſetzt worden: 

1) Fuhrgelder pro Meile. 
a. für einen einſpännigen Wagen auf chauſſirten Wegen . . 12 Sgr. 6 Pf., 
auf nichtchauſſirten Wegen 15 „ — „ 


b. für einen zweiſpännigen Wagen auf chauſſirten Wegen. 15 „ — „ 
auf nichtchauſſirten Wegen . 17 „ 6 „ 
2) Transportgebühren pro Meile für einen Transporteur. 
Tr ee 


b. bei Wagentransporten r 27 Di oo, 
Die betreffenden Behörden fordere ich auf, bei Berechnung der dem Landarmenverbande zur Laſt fal- 
lenden Transportkoſten hierauf Rückſicht zu nehmen. 
Potsdam, den 1. Februar 1867. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Brandenburg, Wirkliche Geheime Rath gez. von Jagow. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 

M6 Polizei⸗Verordnung. Auf Grund des 8. 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. 

A ee (G.⸗S. 1850 S. 265 — 268) verordnen wir für den Umfang unſeres Verwaltungs⸗Bezirks 

$ 1. Die Vorſchriften für den regelmäßigen Schulbeſuch Seitens der ſchulpflichtigen Kinder ſind in 

Au unten abgedruckten Verordnungen vom 24. März 1853 und 18. April 1866 enthalten. Die Nichtbe⸗ 

olgung dieſer Vorſchriften wird auf den Antrag des Local⸗Schulinſpectors gegen die Eltern, Erzieher, 

fleger, Lehr⸗ und Dienſtherren für jedes Kind und jeden Verſäumnißtag mit einer Geldstrafe bis 
Thaler geahndet. 
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8.2. Die eingehenden Geldſtrafen fließen wie bisher zur betreffenden Schulkaſſe. 

5. 3. Die Polizei⸗Verwaltungen werden angewieſen, bei Beſtrafung der Schulverſäumniſſe das Ver⸗ 
fahren für vorläufige Straffeſtſetzungen gemäß dem Geſetze vom 14. Mai 1852 (G.⸗S. 1852 S. 245) 
in allen Fällen eintreten zu laſſen. 

. 4 Die Verordnung vom 7. September 1853 (Amtsblatt S. 301) wird hierdurch aufgehoben, 
dagegen bleiben die Special⸗Vorſchriften der Polizeiverordnung vom 20. April 1866 (Amtsblatt S. 151) 
in Geltung. Frankfurt a. O., den 1. Februar 1867. f 

Verordnung über den Schulbeſuch. 

Da ſich die in früherer Zeit von, uns erlaſſenen Vorſchriften über den Schulbeſuch nicht immer 
mehr als ausreichend erwieſen haben, in letzterer Zeit auch wiederholt Fälle zu unſerer Kenntniß gekommen 
ſind, in denen es verſucht worden, Schulverſäumniſſe durch Unkenntniß jener älteren Beſtimmungen zu 
entſchuldigen, fo verordnen wir hiermit auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850 (Geſ.⸗Samml. 
S. 265 seg.) und unter Bezugnahme auf die 88. 43. bis 40. Tit. 12. Thl. II. Allgemeinen Ld.⸗Rechts 
Nachſtehendes: 

§. 1. Jedes Kind, welchem feine Eltern, Pfleger und ſonſt zur Erziehung Verpflichtete nicht den 
erforderlichen Unterricht im Hauſe oder in einer Privatſchule verſchaffen, kann, wenn es dieſelben wünſchen, 
mit Genehmigung des Schulvorſtandes ſchon nach vollendetem Sten, ſoll aber nach vollendetem 6ten Jahre 
in die öffentliche Schule geſchickt werden. i 

Mangelhafte körperliche und geiſtige Ausbildung begründet eine Ausnahme; auch ſoll da, wo für 
einzelne, von dem Schul⸗Local ſehr entfernt liegende Ortſchaften der Anfang der Schulpflichtigkeit aus⸗ 
drücklich von uns auf das zurückgelegte 7te Jahr beſtimmt iſt, es einſtweilen dabei das Bewenden behalten. 

§. 2. Jedes Kind iſt fo lange ſchulpflichtig, bis es nach dem Befunde feines Seelſorgers die einem 
jeden vernünftigen Menſchen ſeines Standes nothwendigen Kenntniſſe und Geſchicklichkeiten erlaugt hat 
(8. 45, Titel 12. Theil II. Allgem. Land⸗Rechts; Cab.⸗Ordre vom 14. Mai 1825; Geſ.⸗Sam. S. 149). 
Als Regel gilt rückſichtlich der Kinder evangeliſcher Confeſſion die Einſegnung, rückſichtlich derjenigen ande⸗ 
rer Confeſſionen das zurückgelegte 14te Jahr. 7 N 

F. 3. Die Aufnahme in die Schule erfolgt in den halbjährlich ſtattfindenden Aufnahme - Terminen, 
und zwar dergeſtalt, daß zu Oſtern alle Kinder, welche in der Zelt vom 1. Januar bis letzten Juni das 
Ste Jahr vollenden, und zu Michaelis alle Kinder, welche daſſelbe in dex Zeit vom 1. Juli bis letzten 
Dezember zurücklegen, aufgenommen werden. Henne 

Zu dieſen Terminen find bie ſchulpflichtig gewordenen Kinder unaufgefordert dem Lehrer der Schule 
zur Aufnahme in dieſelbe anzumelden. r 

8.4. Dieſe Meldung muß rückſichtlich der aus einem anderen Schulbezirk in Zuwachs kommen den 
ſchulpflichtigen Kinder ebenſo wie die Aufnahme in die Schule ſofort nach dem Zuzuge geſchehen. » 

§. 5. Die Entlaſſung erfolgt in der Regel nach geichehener Einſegnung, und bei Kindern nicht evan⸗ 
geliſchen Glaubens zu Oſtern oder Michaelis nach zurückgelegtem 14ten Jahre. (8. 2. a 

Vor dieſem Zeitpunkte ſoll nur bei genügender, vom Local⸗Schulinſpektor und dem Lehrer zu beſchei⸗ 
une Schulreife, zeitweiſe Befrelung vom Schulbeſuche durch die Superintendenten ertheilt werden“ 
önnen. 0 
§. 6. Den Eltern und wo die Kinder außerhalb des elterlichen Hauſes untergebracht worden, den Ex⸗ 
ziehern, Pflegern, häuslichen Vorgeſetzten und Dienſtherrſchaften liegt die Sorge für einen regelmäßigen 
Schulbeſuch der ſchulpflichtigen Kinder ob. Sie ſollen in der Wahl der Schule, ſoweit es die Winftände 
zulaſſen, möglichſt unbeſchränkt bleiben. Entſcheiden ſie ſich aber für den Beſuch einer auswärtigen Schule, 
jo haben fie durch ein Atteſt des Schulvorſtandes derſelben, der Orts⸗ oder Polizeibehörde nachzuweiſen, 
daß der Aufnahme keine Hinderniſſe im Wege ſtehen. Beſuchte das Kind bereits eine andere Schule, ſo 
kann ein Wechſel nur in den im F. 3. angegebenen Terminen erfolgen. un 
. 8. 7. Jedes Kind muß während der ganzen Dauer ſeiner Schulpflichtigkeit zum regelmäßigen Be⸗ 
ſuche der Schule angehalten und darf von denzelben wegen Benutzung zu Feld⸗ und anderen Arbeiten, 
oder wegen Theilnahme an Vergnügungen, oder darum nicht zurückgehalten werden, les vor dem im 
8. 5. angeordneten Termine der regelmäßigen Entlaſſung das 14te Lebensjahr züͤrückgelegt, oder nach der 
Meinung der Eltern, Pfleger ꝛc. ein hinreichendes Maß feiner Bildung erlangt hat. — 

5 8. Die wegen des Beſuchs der Sommerſchulen auf dem Lande und in kleinen Städten, wegen 
des Unterrichts der in Fabriken und Hüttenwerken, ſowie auf Glashütten :c. beſchäftigten Kinder, ferner 


> 


die wegen der Schul» und Erndte⸗Ferlen allgemein oder jedes Ortes beſtehenden Einrichtungen, bleiben 
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ferner in Kraft. (Reglerungs⸗Verfügung vom 29. Juni 1843, Amtsblatt S. 195, Re ulativ vom 9. 
März 1839, Geſ.⸗Samml. ©. 15 > j i 
8.9. Iſt Krankheit der Grund der Schulverſäumniß, fo muß dies von den Eltern, Pflegern ꝛc. dem 
Lehrer ſofort, und ſpäteſtens binnen 3 Tagen angezeigt und nachgewieſen werven. 
8. Soll wegen ſonſtiger dringender Umſtände ein ſchulpflichtiges Kind von dem Schulbeſuche 
um: nur auf eine kurze Zeit dispenſirt werben, jo muß durch die Eltern, Pfleger ꝛc. die Erlaubniß dazu 
Raiden Lehrer und falls dieſer fie nicht geben zu können meint, bei dem Local⸗Schulinſpector nachgeſucht 
Der Lehrer iſt berechtigt bis zu 3 Tagen Urlaub zu gewähren. Für einen längeren Zeitraum kann 
der Urlaub nur von dem Local Schulinſpektor ertheilt werden. 
a $ 11. Die Ortsſchulbehörden, die geiſtlichen Ortsſchulaufſeher und die Lehrer ſind ebenſo be⸗ 
eötigt als verpflichtet, Eltern, Pfleger ꝛc., welche ihrer Pflicht im regelmäßigen Anhalten der ſchulpflich⸗ 
Alpe: zur Schule nicht gehörig nachkommen, zu einem pflichtmäßigen Verhalten in dieſer Hinſicht 
ordern. 
S §. 12. Wenn dieſe Aufforderungen einen geregelten Schulbeſuch nicht zur Folge haben, ſo hat der 
chulvorſtand, welcher ſich darüber mit dem Lehrer zu vernehmen, die von ihm als ungerechtfertigt aner⸗ 
kannten Schulverſäumniſſe der Ortspolizeibehörde zur Beſtrafung anzuzeigen. Niemals darf dies ſpäter 
als nach Verlauf eines Monats geſchehen. 

§. 13. Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten gleichmäßig auch von dem Beſuche der Privatſchulen. 
8 14. Eltern, Pfleger ꝛc., welche ihre Kinder durch Privat⸗Unterricht bilden laſſen, ſind verpflichtet, 
eee der Orts-, Schul⸗ und Polizei⸗Behörde darüber auszuweiſen, wie biefer Unterricht er⸗ 

eilt wird. 
„S8. 15. Uebertretungen dieſer Verordnung werden mit einer Geldbuße bis zu 5 Thlr., im Unver⸗ 
mögensfalle mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe belegt. 
Frankfurt a. O., den 24. März 1853. 
Verordnung zur Beſeitigung unregelmäßigen Schulbeſuchs. N 

Zur Ergänzung der Verordnungen vom 24. März und 7. September 1853 (Amtsblatt 1853 
S. 133 und 301) wird hierdurch beſtimmt: 

§. 1. Wer die ihm angehörigen oder feiner Pflege anvertrauten oder in ſeinem Dienſt befindlichen 
Kinder nicht den beſtehenden Ordnungen gemäß zur Schule ſchickt, kann dazu durch polizeilichen Zwang 
angehalten werden. Als Zwangsmittel ſind anzuwenden: a. Geldbußen bis zu 10 Sgr. für die an jedem 
Schultage ftattgefundenen Verſäumniſſe oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe, b. zwangsweiſe Abholung 
der ſäumigen Kinder zur Schule unter Einziehung von einer Exekutions⸗Gebühr von 1 Sgr. für jedes Kind. 

2. Bei der zwangsweiſen Abholung der Schulkinder iſt ſofort die Exekutions⸗Gebühr mit einzu⸗ 
ziehen und an die Schulkaſſe abzuführen. 

8. 3. Darüber, ob ein Kind durch Krankheit oder ſonſtige erhebliche Gründe am Schulbeſuch behin⸗ 
dert war, hat allein der Local⸗Schulinſpektor nach vorgängiger Anhörung der betheiligten Eltern oder Pfle⸗ 
ger oder Dienſtherren zu befinden. 

4. Die Schulverſäumnißliſte, in welche nur die ohne hinlänglichen Entſchuldigungsgrund ausge ⸗ 
blie benen, zwangsweiſe nicht abgeholten Kinder aufzunehmen ſind, muß pünktlich durch den Local⸗Schulin⸗ 
ſpector jeden Monat wenigſtens einmal der Orts⸗Polizeibehörde zur Feſtſetzung und Einziehung der Geld⸗ 
bußen beziehungsweiſe zur Verhängung von Gefängnißſtrafen vorgelegt werden. 

8. 5. Die Schulverfänmnislifte wird doppelt aufgeftellt und das Duplikat ſpäteſtens binnen 14 Tagen 


nach Empfang der Liſte von der Polizeibehörde, nachdem ſie darin die von ihr getroffene Feſtſetzung ein⸗ 


Pr f. . e, Ne, , PH 0 
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getragen hat, dem Local⸗Schulinſpektor zurückgegeben. Yyadlım „ar er 8 dl Adern 


Frankfurt a. O., den 18. April 1866. 
Berfonal-Ehronit = Muh d vl . Vl, 


S Nachweiſung der im Monat Januar 1867 erfolgten Berufungen in Lehrer⸗ reſp. Küſter⸗ und Lehrer⸗ 
tellen: 1) Carl Matthias Cramer zum 2ten Lebrer an der Töchterſchule in Cottbus, 2) Carl Heinrich 
Pannwitz zum Zten Lehrer an der Töchterſchule in Cottbus, 3) Auguſt Richter zum 4ten Lehrer an der 


Töchterſchule in Cottbus, 4) Hugo Knöchel zum öten Lehrer an der Töchterſchule zu Cottbus, 5) Julius 


Schütze zum Tten Lehrer an der Bürger⸗Knabenſchule in Cottbus, 6) Carl Wilhelm Julius Müller zum 
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Küſter und Lehrer in Cladow, Ephorie Landsberg, 7) Auguſt Ludwig Wilhelm Werbke zum Küſter und 
Lehrer in Liebenthal, Ephorie Landsberg, 8) Emil Lehmann zum 2ten Lehrer und Organiſten in Drebkau, 
Ephorie Calau, 9) Carl Friedrich Baumert zum Lehrer in Sumatra, Ephorie Sonnenburg, 10) Friedrich 
Herrmann Hübner zum Küſter und Lehrer in Baudach, Ephorie Croſſen, 11) Carl Troeger zum Auditor 
und 3ten Lehrer in Forſt, 12) Adolph Albert Eichberg zum Küfter und 1ſten Lehrer in Neu⸗Anſpach, 
Ephorie Friedederg, 13) Adolph Guſtav Oskar Probſt, proviſoriſch zum 6ten Lehrer an der Töchterſchule 
in Cottbus, 14) Carl Friedrich Gottwald proviſoriſch zum Elementarlehrer in Züllichau, 15) Carl Gott⸗ 
lieb Louis Krüger proviſoriſch zum Elementarlehrer in Guben, 16) Friedrich Wilhelm Feſt proviſoriſch 
zum Elementarlehrer in Guben, 17) Eduard Hoer proviſoriſch zum Elemertarlehrer in Königsberg I., 
18) Carl Auguft Fleiſcher proviſoriſch zum Küſter und Lehrer in Babben, Ephorte Luckau, 19) Heinrich 
Theodor Fehſt proviſoriſch zum Zten Lehrer in Gorgaſt, Ephorie Frankfurt II., 20) Johann Carl Ludwig 
Zoll proviſoriſch zum Lehrer an der Nebenſchule in Sommerfeld, Ephorie Croſſen, 21) Heinrich Ferdinand 
Hermann Loewenberg proviſoriſch zum Lehrer in Jethe, Ephorie Forſt, 22) Richard Felix Leo Liebiſch 
proviſoriſch zum Lehrer in Sellendorf, Ephorie Luckau, 23) Carl Richard Ernſt Streblow proviſoriſch zum 
öten Lehrer in Zechin, Ephorie Frankfurt II., 24) Ferdinand Herrmann Alvin Juritz proviforiſch zum 
Elementarlehrer in Frankfurt a. O., 25) Reinhold Oskar Juſt proviſoriſch zum 8ten Lehrer an der Kna⸗ 
benſchule zu Cottbus, 26) Ludwig Herrmann Dannebaum proviſoriſch zum Küſter und Lehrer in Marken⸗ 
dorf. Ephorie Frankfurt J., 27) Carl Auguſt Schulze proviſoriſch zum 2ten Lehrer in Lehmannshöfel, 
Ephorie Frankfurt II., 28) Herrmann Kranich proviſoriſch zum Lehrer in Gröbitz, Ephorie Finſterwalde. 

Der bisherige Staatsanwalt Feuerſtack in Frankenſtein iſt vom 1. März d. J. ab zum Rechtsanwalt 
bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Sorau und zum Notar im dieſſeitigen Departement, mit Anweiſung 
ſeines Wohnſitzes in Sorau, ſowie mit der Beſtimmung ernannt worden, ſtatt ſeines bisherigen Amts⸗ 
Characters vom 1. März cr. ab den Titel „Juſtiz⸗Rath“ zu führen. 

In der Stadt Vetſchau iſt der Kauſmann und Rathmann Clemens als Schiedsmann gewählt und 
beſtätigt worden. 

Der bisherige Lokomotivführer Raedel in Frankfurt a. O. iſt definitiv als ſolcher bei der Nieder⸗ 
ſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn angeſtellt worden. 


Vermiſchte Nachrichten. 


(J) Die Stelle des Kreis⸗Phyſikus für den Kreis Croſſen mit dem Wohnſitz in der Kreisſtadt iſt 
durch das erfolgte Ableben des bisherigen Inhabers erledigt. Behufs der Wiederbeſetzung derſelben werden 
qualifizirte Bewerber hierdurch aufgefordert, ſich unter Einreichung 1) ihrer Approbationen als praktiſcher 
Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer, 2) des Fähigkeits⸗Zeugniſſes zur Verwaltung einer Phyſikatsſtelle, 
3) ſonſtiger über ihre bisherige Wirkſamkeit ſprechender Zeugniſſe, 4) eines ausführlichen Lebenslaufs 
binnen 6 Wochen bei uns zu melden. 

Frankfurt a. O., den 4. Februar 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 

(2) Patent⸗Verleihungen. 1. Dem Königlichen Ober-Marſtall⸗Roßarzt Dominik zu Berlin iſt unter 
dem 18. Januar 1867 ein Patent 

auf eine als neu und eigenthümlich erachtete Schärfungsart für Hufeiſen, in der durch zwei Mo⸗ 
delle nachgewieſenen Zuſammenſetzung, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet und für ſämmtliche zum Gebiete des deutſchen Zollvereins 
gehörigen Landestheile des preußiſchen Staates, ertheilt worden. 

2. Dem Königlichen Hoflieferanten J. Robrecht in Berlin iſt unter dem 18. Januar 1867 ein Patent 
auf ein Gewehrſchloß an Hinterladungs⸗Gewehren, ſoweit daſſelbe nach vorgelegter Zeichnung und 
Beſchreibung als neu und eigenthümlich erkannt iſt, ohne Jemand in der Benutzung bekannter 
Theile zu beſchränken, 

auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet und für ſämmtliche zum Gebiete des deutſchen Zollvereins 
gehörigen Landestheile des preußiſchen Staates, ertheilt worden. 
Frankfurt a. O., den 1. Februar 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 

(3) Die Küfter- und Lehrerſtelle u Stöbritz, Dlözeſe Calau, Privat⸗Patronats, iſt durch die Ver⸗ 
ſetzung des bisherigen Inhabers erledigt worden. 

Frankfurt a. O, den 4. Februar 1867. Königl. Regierung; Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 

(4) Bekanntmachung. Der londwirthſchaftliche Central⸗Verein für Schleſien beabſichtigt am 12. 
und 13. März d. Js. in Breslau eine Ausſtellung von Schaafen zu veranſtalten. Die Frachtkoſten für 
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die zu dieſer Ausſtellung zum Verſand kommenden Schaafe werden auf der Oſtbahn dahin ermäßigt, daß 
beim Hintransport der tarifmäßige Frachtſatz zu zahlen iſt, daß dagegen der Rücktransport der unverkauft 
gebliebenen Thiere auf derſelben Route und nach der Abſendeſtation frachtfrei erfolgt. Den Begleitern der 
Schauthlere wird die Benutzung der III. Wagenklaſſe reſp. der Viehwagen gegen Löſung eines Billets der 
IV. Wagenklaſſe geftattet. Der frachtfreie Rücktransport erfolgt gegen Rückgabe des Viehzettels für den 
Hintransport, und auf Grund einer Beſcheinigung des Ausſtellungs⸗Comitees, daß die Thiere auf der 
14 gelang geweſen und unverkauft geblieben find. Die vorgedachten Transporterleichterungen beginnen 
4 Tage vor dem Beginn der Ausſtellung und enden 14 Tage nach dem Schluſſe derſelben. 
Bromberg, den 22. Januar 1867. Königliche Direction der Oſtbahn. 
(6) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund des am 23. Januar 1866 
präſentirten Antrages auf Erweiterung des Feldes des laut Urkunde vom 11. Dezember 1853 verliehenen 
Bergwerks George in den Gemeinden Radewitſch und Padligar, im Kreiſe Schwiebus⸗Züllichau, des Re⸗ 
gierungsbezirks Frankfurt a. O., im Oberbergamtsbezirke Halle, wird gemäß §. 215 des Allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1865 der Alleineigenthümerin dieſes Bergwerks, Frau Baronin von Stücker geb. 
Badſtüber zu Breslau das Bergwerkseigenthum innerhalb der auf dem von uns heute beglaubigten Si⸗ 
tuationsriſſe angegebenen Grenzen: G H L. M G einen Flächeninhalt von 81,480 Q.⸗Ltr. geſchrieben: 
Einundachtzigtauſendvierhundertundachtzig Quadratlachtern umfaſſend — zur Gewinnung der darin 
vorkommenden Braunkohlen — verliehen und der geſammte Flächeninhalt des Bergwerks „George“ von 
236,376 Q.⸗Ltr. geſchrieben: Zweihundertſechsunddreißigtauſenddreihundertſechsundſiebenzig Quadratlachter 
auf 317,856 Q.⸗Lir, geſchrieben: Dreihundertſiebenzehntauſendachthundertſechsundfünfzig Quadratlachter 
hierdurch erweitert.“ urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situations⸗ 
riß bet dem Königlichen Revierbeamten, Bergmeiſter Birnbaum zu Guben zur Einſicht offen liegt, unter 
Verwelſung auf die Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Halle a. S., den 18. Januar 1867. Königliches Oberbergamt. 
(6) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund des am 23. März 1866 
präſentirten Antrages auf Erweiterung des Feldes des laut Urkunde vom 29. Dezember 1853 verliehenen 
Bergwerks Glückauf Heinrich in den Gemeinden Padligar und Radewitſch im Kreiſe Schwiebus⸗Züllichau 
des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamtsbezirke Halle wird gemäß §. 215 des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 dem Alleineigenthümer dieſes Bergwerks Sr. Durchlaucht dem Prinzen 
Heinrich VII. Reuß zu Trebſchen das Bergwerkseigenthum innerhalb der auf dem heute von uns beglau⸗ 
bigten Situationsriſſe angegebenen Grenzen fg hi k f einen Flächeninhalt von 262,056 Q. ⸗ Ltr., 
geſchrieben: Zweihundertzweiundſechzigtauſendſechsundfünfzig Quadratlachtern umfaſſend — zur Gewinnung 
der darin vorkommenden Braunkohlen verliehen und der geſammte Flächeninhalt des Bergwerks Glückauf 
Heinrich von 237,944 Q.⸗Ltr., geſchrieben Zweihundertſiebenunddreißigtauſendneunhundertvierundvierzig 
Quadratlachtern auf 500,000 Q.⸗Ltr., geſchrieben Fünfhunderttauſend Quadratlachter hierdurch erweitert,“ 
urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situationsriß bei dem König⸗ 
lichen Revierbeamten Bergmeiſter Birnbaum zu Guben zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die 
Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht. Halle, den 18. Januar 1867. Königliches Oberbergamt. 
(7) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund des am 1. Oktober 1865 prä⸗ 
ſentirten Antrags auf Erweiterung des Feldes des laut Urkunde vom 28. September 1865 verliehenen 
Bergwerks Alexandrine in der Gemeinde Gleißen im Kreiſe Sternberg des Regierungsbezirks Frankfurt a. 
O. im Oberbergamtsbezirk Halle, wird gemäß §. 215 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
dem Alleineigenthümer dieſes Bergwerks, Rittergutsbeſitzer Hans von Wartenberg zu Gleißen, das Berg⸗ 
erfgeigenthum innerhalb der auf dem von uns heute beglaubigten Situationsriſſe angegebenen Gren⸗ 
zen B C D E F G B und A B II A — einen Flächeninhalt von 201611 und 60689 Q.⸗Ltr., zuſammen 
262300 Q.-Ltr., geſchrieben Zweihundertzweiundſechszigtauſendunddreihundert Quadratlachtern umfaſſend — 
zur Gewinnung der darin vorkommenden Braunkohlen verliehen, und der geſammte Flächeninhalt des Bergwerks 
Alexandrine von 237700 Oktr., geſchrieben Zweihundertſiebenunddreißigtauſendſiebenhundert Quadratlachtern auf 
500000 Q.⸗Ltr., geſchrieben Fünfhunderttauſend Quadratlachtern hierdurch erweitert,“ urkundlich ausgefertigt 
am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situationsriß bei dem Königlichen Bergaſſeſſor von 
Dücker zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Verwelfung auf die Paragraphen 35 und 36 des All⸗ 
gemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Halle, den 18. Januar 1867. Königliches Oberbergamt. 
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(8) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 16. Juni 1865 
präſentirten Muthung und des am 23. März 1866 präſentirten Antrags auf Erweiterung des Feldes der⸗ 
ſelben gemäß §. 215 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 wird Sr. Durchlaucht dem Prinzen 
Heinrich VII. Reuß zu Trebſchen unter dem Namen „Eleonorengrube“ das Bergwerkseigenthum in dem 
Felde, deſſen Begrenzung auf dem heute von uns beglaubigten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: cb fg 
h de bezeichnet iſt, und welches — einen Flächeninhalt von 500000 Q.⸗Ltr., geſchrteben: Fünfhunderttau⸗ 
ſend Quadratlachtern umfaſſend — in der Gemeinde Radewitſch, im Kreiſe Schwiebus⸗Züllichan, des Re⸗ 
gierungsbezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem 
Felde vorkommenden Braunkohlen hierdurch verliehen,“ urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit 
dem Bemerken, daß der Situationsriß bei dem Königlichen Revierbeamten, Bergmeiſter Birnbaum zu Guben 
zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die SS. 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. 
Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Halle, den 18. Januar 1867. Königliches Oberbergamt. 


(9) Landbeſchäl⸗Stations⸗Angelegenheit pro 1867. 

Zur Benutzung Seitens der Herren Pferdezüchter werden an den nachbenannten Orten Beſchäler des 
Königlichen Landgeſtüts zu Repitz aufgeſtellt und ſo abgeſandt werden, daß ſie die von hier entfernteſte 
Station am 10. Februar cr. erreichen. Die Beſchälzeit wird bis Ende Juni cr. dauern. Die Deckſtun⸗ 
den ſind in den Monaten Februar, März und April des Morgens von 8 bis 9 Uhr, des Nachmittags 
von 4 bis 5 Uhr, in den Monaten Mai und Juni dagegen Morgens von 7 bis 8 Uhr und Nachmittags 
von 5 bis 6 Uhr. Stuten, welche alt, ſchwach, mit Erbfehlern behaftet, an Druſe oder ſonſtigen Krank⸗ 
heiten leidend, oder aus Orten ſind, in denen anſteckende Krankheiten unter den Pferden herrſchen, oder 
unlängſt geherrſcht haben, dürfen den Beſchälern nicht zugeführt werden. Die Sprunggelder ſind an die 
Herren Statlonshalter, welche der Königlichen Landgeſtüt⸗Kaſſe dafür aufkommen müſſen, vor dem erſten 

prunge zu berichtigen, wogegen die Stationshalter für jede, von einem Königlichen Beſchäler neu zu 
deckende Stute einen Deckſchein ausſtellen werden, in welchem über das gezahlte Sprunggeld quittirt iſt. 
Erſt nachdem dieſer Schein dem Geſtütwärter vorgezeigt worden, iſt letzterer befugt, die Stute decken zu 
laſſen. Außerdem ſind 5 Sgr. Trinkgeld für den Wärter und 2½ Sgr. Schreibegebühren für den Deck⸗ 
ſchein zu zahlen. Endlich wird noch bemerkt, daß, Falls eine Stute bei Gelegenheit der Bedeckung durch 
den Hengſt verletzt werden ſollte, Seitens der Geſtütverwaltung in keiner Weiſe irgend eine Entſchädigung 
gewährt werden kann, da die Zuführung von Stuten zu den Königlichen Hengſten auf einem Akt der freien 
Uebereinkunft beruht und die Stutenbeſitzer ſelbſt, bei eigener Verantwortlichkeit, darauf zu achten haben, 
daß vor, während und nach dem Deckakte etwaige Unglücksfälle vermieden werden. 


Graditz, den 28. Januar 1867. Königliche Geſtüt⸗Direktion. 
Nachweiſung der Beſchälſtations⸗Orte im Jahre 1867 im Regierungsbezirk Frankfurt. 
i Daſelbſt decken Daſelbſt decken 
Beſchälſtationen | Re Beſchälſtationen wen 
e Be 4030 I 
Kreis Ort. eee Kreis rt e 5 
Sprunggeld. 9 | Sprunggeld. Y 
Luckau Kirchhan — — 29 2 Stoffen a3 
Luckau — — 2 — 2 Croſſen Blumberg — — 3.— 3 
Lübben — 2 — 2 Züllichau — — 4 — 4 
Cottbus Fe Lebus | Frankfurt — — 3 — 3 
Cottbus Papitz a A} Königsberg Cloſſow — 2— 2 
Calau Vetſchan — — 2— 2 Zaeckerick — — 3— 3 
Guben | Oegen — — 2— 2 Königsberg — 11 3— 4 
Guben —— 2— 2 Sternberg Krieſcht — 1 2 1 4 
Guben | Schlaben — — 3— 3 £ 2 ee e 
1 Ziltendorf — — 3— 3 1 Ziebingen — — 2— 2 
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(10) 22 a Bem-n-g, 
betreffend die Ausloofung von Rentenbriefen der Provinz Brandenburg. 

„Bei der in Folge unſerer Bekanntmachung vom 31. Oktober er. am heutigen Tage ſtattgefundenen 

alien un Verlooſung von Renten briefen der Provinz Brandenburg find folgende Apoints 

ezogen worden: 

Lia. A. zu 1000 Thlen., die Nummern: 58. 132. 247. 400. 480. 637. 749. 1025. 1441. 1676. 2063. 
2092. 2264. 2276. 2305. 2356. 2752. 2876. 3111. 3657. 3756. 4194. 4530. 4564. 4565. 4771. 
8125 4799. 5519. 5612. 5883. 5937. 6043. 6181. 6255. 6635. 6862. 6887. 6938. 8028. 8054. 
N . 8179. 

Litt, B. zu 500 Thlrn., die Nummern: 18. 57. 424. 925. 1033. 1141. 1159. 1324. 1480. 1573. 1588. 
1705. 1738. 1900. 1985. 2124. 3274. 3302. 3425. - 

Litt ©, zu 100 Thlen., die Nummern: 556. 978. 1035. 1284. 1404. 1569. 1587. 2030. 2131. 2276. 
2308. 2497. 2516. 2569. 2889. 3066. 3695. 3826. 3942. 4046. 4350. 4598. 4628. 5077. 5299. 
5404. 5535. 5711. 5966. 6554. 6600. 6680. 6754. 6786. 6898. 7315. 7626. 7643. 7695. 7897. 
8123. 8427. 8603. 8703. 8777. 8802. 8888. 

Litt. D. zu 25 Thlrn., die Nummern: 53. 269. 402. 439. 440. 828. 844. 1048. 1470. 1534. 2258. 
2442. 2542. 2635. 3063. 3414. 3477. 3583. 3851. 3927. 4052. 4225. 4235. 4629. 5055. 5169. 
5380. 5424. 5457. 5487. 5580. 5785. 5965. 5972. 6116. 6662. 7040. 7056. 

Litt. E. zu 10 Thlrn., die Nummern: 9606 bis 9630 einſchließlich. 

Die Inhaber der vorbezeichneten Rentenbriefe werden aufgefordert, gegen Quittung und Einlieferung 
der Rentenbriefe in coursfähigem Zuſtande und der dazu gehörigen Coupons Ser. III. Nr. 2—16 nebſt 
Talons den Nennwerth der Erſteren bei der hieſigen Rentenbank⸗Kaſſe, Alte Jakobsſtraße Nr. 106, vom 
1. April k. J. ab in den Wochentagen von 9 bis 1 Uhr in Empfang zu nehmen. 

Vom 1. April k. J. ab hört die Verzinſung der obigen Rentenbriefe auf. Dieſe ſelbſt verjähren mit 
dem Schluſſe des Jahres 1877 zum Vortheil der Anſtalt. £ 5 a 

Wir machen hierbei darauf aufmerkſam, daß nunmehr ſämmtliche Renten⸗ 
briefe der Provinz Brandenburg Litt. E. à 10 Thlr. in Folge ſtattgehabter Aus: 
lobſung gekündigt find. 

Endlich bemerken wir, daß den Inhabern von ausgelooſeten und gekündigten Rentenbriefen geſtattet 
iſt, die zu realiſirenden Rentenbriefe — unter Beifügung einer ordnungsmäßigen Quittung — mit der 
Poſt an die Rentenbank⸗Kaſſe portofrei einzuſenden und zu verlangen, daß bie Uebermittelung des Geld⸗ 
betrages auf gleichem Wege und ſoweit ſolcher die Summe von 50 Thlrn. nicht überfteigt, durch Poſt⸗ 
Anweiſung, jedoch auf Gefahr und Koſten des Empfängers erfolge. Berlin, den 20. November 1866. 

Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. (gez.) Heyder. 


(II] Nachweiſung der im Kreiſe Guben im Jahre 1867 etablirten Privat- Beſchälſtatlonen. 
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F Ort Nat i n al 115 Bemerkun⸗ 
2 der Stationsherr. des Deckgeld 
8 Beſchäl⸗Station. Privat⸗Beſchälers. E 
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1 Bärenklau Rittergutsbeſitzer | halbbraun mit Stern, beide Hinter⸗, lin⸗[ 115 — f iſt gekört. 
v. Zimmermann ker Vorderfeſſel weiß, 5“ 3“ groß, 9 
Jahc alt ' 
2 Göttern 8 Gottlieb | Schimmel, 5“ 2“ groß, 13 Jahr alt 1) 7 6. iſt gekört. 
E 


en 
3 | Pohlo Mühle Müh lenmeiſter Wolf t ohne Abzeichen, 5“ 3“ groß, 8 [ 1, 7 6 iſt gekört. 
ahr alt 


4 Wellmitz Gaſtwirth Bernhard] Blauſchimmel, Mohrenkopf ohne Abzei⸗ 3 —— 
Schneider chen, 5“ 1“ groß, 3 Jahr alt 
Guben, den 25. Januar 1867. Königlicher Landrath. 
(12) Bekanntmachung. Die Eröffnung des Communal⸗Landtags des Markgrafthums Niederlauſitz iſt 
auf den 24. März d. J. feſtgeſetzt worden, was wir hierdurch mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß 


10 


= SA = 
bringen, daß die an benfelben etwa zu richtenden Anträge wenigſtens 14 Tage vorher bei der Landes⸗Ex⸗ 
pedition hierſelbſt eingereicht werden müſſen. 


Lübben, den 17. Januar 1867. Landes⸗Deputation des Markgrafthums Nlederlauſitz. 
(13) Nachweiſung der dem Schauamte zu Luckau Behufs der Körung vorgeführten Privat⸗Deck⸗Hengſte. 


Des vorgeführten Beſchälers Beschluß des] Der genehmigten 


Name und Stand 


2 \ —— Schauamtes enaſte 
a 905 Wohnort 80 * 157 115 A 
= E Grö⸗ igkeit des 1 Deck⸗ 
= i deſſelben. A engſtes mit Stations⸗ 
= Eigenthümers. ei ar Be Farbe und Abzeichen. el seh ort gelb. 
3 Eigenſchaften. - 
J. F. 3. Tl. Sgr 
11 Kunkmüller, Orts-] Freesdorf[ 6 5 4 Dunkelſchimmel mit Gekört. Freesdorf 2 7 6 
ſchulze ſchmaler Bleſſe 
2 Schubke, Ortsrichter Zöllmers⸗[ 105 4] braun mit Stern und do. Zöllmers- | 2| 76 
dorf Schnibbe, Hinter⸗ u. dorf und 
Vorderfüße weiß Komlltz 
3 Walter, Bauer Zauche 95 50 kirſchbraun, linker Hin⸗ do. Zauche 2 76 
terfeſſel weiß, dünner 
Schweif 
4 Schwan, Hüfner- Gr.⸗Raddenſ 5 5 6 Fuchs mit Bleſſe do. Gr.⸗Radden 2 7 6 
wittwe | 
5 Schicketanz, Schank⸗] Münch⸗ 55 1 Schwarzſchimmel do. Münch⸗ 2 —— 
wirth hauſen — hauſen 
61 Carl Jacob, Hüfner] Ponnsdorff 5 5 1 dunkelbraun, linker Hin⸗ do. Ponnsdorf 120 — 


I Jterfuß weiß gefeſſelt, 


Rehmaul 
7 n Frankena 45 2 Blauſchimmel do. Frankena 125 — 
wirt 
8] Klinkmüller, Orts-] Freesdorf 3 ½ f 5 2] braun. Schnibbe, linker do. Freesdorf | 2115 — 
richter | Vorder⸗ u. Hinterfuß 
im Feſſel weiß gefleckt 
9 Gotth. Dehns, Bauer Goßmar b.. 3½ 5 2 Schwarzſchimmel do. Goßmar 2 7 6 
10 Gottl. Pöſchke, Bauer] Alteno 45 3 Blauſchimmel do. Altenno 2—— 


Luckau, den 26. Januar 1867. 
(AH) Nachtrags⸗Nachweiſung von den im Jahre 


Das Schauamt. 
1867 im Kreiſe Cottbus etablirten Privat⸗Beſchälſtationen. 


» Feſtge⸗ 

& Ort Beſitz er National lands 
= der des des 2 eck⸗ 
J Beſchälſtation. Beſchäler s. Privat⸗Beſchälers. gelb: kungen. 
1] Groetſch Bauer Chriſtian Halke Apfelſchimmel I 1%, gekört. 


Cottbus, den 26. Januar 1867. Der Landrath v. Werdeck. 


Redigirt im Büreau der Königl. Regierung. 
Druck der Hoſbuchdruckerei von Trowitzſch u. Sohn in Frankfurt a. O. 


